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Der Bundesminister Bonn, den 19. August 1971 

für Arbeit und Sozialordnung 

IV b 1-4516-496/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kosten der Weiterentwicklung der gesetzlichen Renten- 
versicherung 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Dr. Götz und 
der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2478 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Katzer, Dr. Götz und der 
Fraktion der CDU/CSU beantworte ich im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen wie folgt: 


1. Welche Voraussetzungen liegen der Annahme zugrunde, daß 
die vom Bundesarbeitsminister vorgeschlagenen fünf Maß- 
nahmen 1973 Mehrausgaben und Mindereinnahmen für die 
Rentenversicherung in Höhe von 3 Mrd. DM zur Folge haben? 

2. Welche finanziellen Auswirkungen haben auf der Basis der 
Vorschläge des Bundesarbeitsministers 

a) die Einführung der flexiblen Altersgrenze, 

b) die Anhebung bestimmter Kleinrenten, 

c) die Einführung des „Babyjahres", 

d) die Öffnung der gesetzlichen Rentenversicherung für weitere 
Personengruppen und 

e) die Regelung des Versorgungsausgleichs bei Scheidungen für 
das Jahr 1973 und die folgenden Jahre bis 1985 für die 
gesetzliche Rentenversicherung und hinsichtlich der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung für den Bund, und von 
welchen Annahmen geht die Bundesregierung dabei aus? 

3. Welche finanziellen Auswirkungen ergeben sich mittelbar 
- insbesondere durch die Einführung der flexiblen Alters- 
grenze - für die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden 
für 1973 und den Zeitraum der mehrjährigen Finanzplanung 
1973 bis 1976 
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a) durch Mehraufwendungen bei den Leistungen nach dem 
Bundessozialhilfegesetz und dem Wohngeldgesetz, 

b) hinsichtlich der Zusatzversorgung der Arbeiter und Ange- 
stellten des öffentlichen Dienstes, die vor Vollendung des 
65. Lebensjahres in den Ruhestand treten können, und 

c) durch Steuerausfälle aufgrund vorzeitigen Ausscheidens oder 
teilweisen Ausscheidens von Arbeitnehmern aus dem Er- 
werbsleben und der damit verbundenen Minderung des 
Sozialprodukts? 

Die Bundesregierung hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung beauftragt, eine Konzeption zur Öffnung der 
Rentenversicherung für weitere Gesellschaftsgruppen und zur 
Einführung einer flexiblen Altersgrenze zu entwickeln. Ferner 
hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung am 23. Juni 
1971 auf Antrag der Fraktionen der SPD und der FDP ersucht, 
den Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung der Renten- 
versicherung vorzulegen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat inzwi- 
schen den Auftrag, eine Konzeption zu entwickeln, erfüllt. Zur 
Präzisierung seiner Vorstellungen über die Weiterentwicklung 
der gesetzlichen Rentenversicherung hat er einen ausführlichen 
Gesetzentwurf erarbeitet und diesen Referentenentwurf ent- 
sprechend der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundes- 
ministerien den obersten Bundesbehörden, den Landesministe- 
rien und den Spitzenverbänden zugeleitet. Das Ergebnis der 
Beratungen wird der Bundesregierung als Kabinettvorlage ein- 
schließlich einer ausführlichen Darstellung der finanziellen und 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen vorgelegt werden. Erst zu 
diesem Zeitpunkt ist es verfahrensmäßig möglich, Gesetzent- 
wurf und Begründung anderen als den nach der Geschäftsord- 
nung zu beteiligenden Stellen zur Kenntnis zu bringen. Die Be- 
gründung wird auch die in der oben bezeichneten Kleinen An- 
frage gestellten Fragen ausführlich beantworten. Grundlage für 
die Ermittlung der finanziellen und volkswirtschaftlichen Aus- 
wirkungen des Gesetzentwurfs sind die Vorausschätzungen 
über die Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben und des 
Vermögens der gesetzlichen Rentenversicherungen für die je- 
weils nächsten 15 Jahre gemäß § 1383 RVO bzw. § 110 AVG. 

In Vertretung 

Dr. Ehrenberg 
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